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Teil 1 Städtebaulicher Teil 

1. Bedeutung und langfristiges Planungskonzept der Stadt Klütz 

Die Stadt Klütz gehört zum Landkreis Nordwestmecklenburg. Sie befindet sich 
im nördlichen Teil des Landkreises, etwa 12 km von Grevesmühlen und ca. 3 km 
von der Ostseeküste entfernt. Das Gebiet der Stadt Klütz umfasst eine Fläche 
von 44,12 km2. Die Stadt besteht aus den Ortsteilen Klütz, Christinenfeld, Gold-
beck, Grundshagen, Hofzumfelde, Oberhof, Steinbeck, Wohlenberg, Arpshagen, 
Niederklütz, Kühlenstein und Tarnewitzerhagen. 

Das Gemeindegebiet der Stadt Klütz grenzt im Norden und Osten an die Ostsee 
sowie an das Gemeindegebiet des Ostseebades Boltenhagen, im Süden an die 
Gemeinden Hohenkirchen, Warnow, Damshagen, im Westen an die Gemeinden 
Kalkhorst und Roggenstorf. 

In der Stadt Klütz sind insgesamt 3.064 Einwohner gemeldet [Statistisches Amt 
MV; Stand: 31.12.2014]. Die Stadt Klütz weist von den amtsangehörigen Ge-
meinden die stärkste Einwohnerzahl auf. 
Gemeinsam mit den Gemeinden Damshagen, Hohenkirchen, Kalkhorst, Zierow 
und seit dem Jahr 2011 auch Ostseebad Boltenhagen bildet die Stadt Klütz die 
Verwaltungsgemeinschaft "Amt Klützer Winkel" mit Sitz in Klütz. 

Das Gemeindegebiet ist stark landwirtschaftlich geprägt. Durch die Lage in Ost-
seenähe gewinnt die Stadtgemeinde - insbesondere als attraktiver Wohnstandort 
sowie als Fremdenverkehrsbereich - an Bedeutung. Während die Wohnentwick-
lung vorzugsweise in der Stadt Klütz selbst stattfindet, wird der Fremdenver-
kehrsbereich insbesondere in den küstennahen Orten Steinbeck und Wohlen-
berg (im Gemeindegebiet) bzw. im Ostseebad Boltenhagen (Nachbargemeinde) 
entwickelt. 

Bisher sind in Steinbeck Flächen im Außenbereich belassen. Eine bestandsori-
entierte Nutzung ist derzeit realisierbar. Für Wohlenberg können Reserven der 
Flächennutzung genutzt werden, die im Flächennutzungsplan als Sondergebiet 
für Ferienhausbebauung berücksichtigt sind. Darüber hinaus bestehen noch 
Weißflächen um Wohlenberg, die einer zukünftigen Präzisierung der Planungs-
absichten unterliegen. 

Zur Darstellung ihrer langfristigen Planungs- und Entwicklungsziele hat die Stadt 
Klütz einen Flächennutzungsplan aufgestellt. Der Flächennutzungsplan ist wirk-
sam. 

Die Stadt Klütz (Ortsteil) wird durch den Klützer Bach und ein Niederungsgebiet 
in zwei Teile gegliedert. So ging auch die bauliche Entwicklung ursprünglich von 
zwei Punkten aus. Auf der östlichen Seite des Baches ist dies der Bereich Im 
Thurow sowie das Areal um die Kirche und den Markt. Die ältesten Teile auf der 
westlich gelegenen Seite befinden sich "Im Kaiser" und dem inneren Abschnitt 
der Rudolf-Breitscheid-Straße. Dieser Kernbereich wurde in den folgenden Jahr-
hunderten ausgeweitet. 
Im Zeitraum bis zum ersten Weltkrieg dehnte sich die Bebauung bandartig ent-
lang der Landstraßen aus. 
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Klütz soll auch in Zukunft der wirtschaftliche und kulturelle Mittelpunkt des Klützer 
Winkels bleiben. Die Stadt soll sich als Grundzentrum mit Dienstleistungs- und 
Versorgungsfunktionen für die umliegenden Gemeinden weiterentwickeln. Klütz 
soll sich zu einem attraktiven Wohn-, Handels- und Gewerbestandort entwickeln. 
Das bekannte Barockschloss trägt bereits jetzt schon dazu bei, dass sich Klütz 
auch auf kulturellem Gebiet zu einem Anziehungspunkt über die Region hinaus 
entwickelt. 

Die Stadt Klütz (Ortsteil) besitzt bereits eine dominierende Stellung innerhalb des 
Gemeindegebiets. Hier sind mehr als die Hälfte der Einwohner und ein hoher 
Anteil des Handels und Gewerbes ansässig. Die Stadt soll sich innerhalb des 
Bogens der Umgehungsstraße entwickeln. Im Westen wird die Stadt durch die 
Ortslage Arpshagen und im Nordwesten durch das Gewerbegebiet begrenzt. Aus 
Richtung Boltenhagen soll die Sicht auf die "Schloßstadt" nicht beeinträchtigt 
werden. 
Es besteht das Ziel den kleinstädtischen Charakter des Ortes zu bewahren und 
fußläufige Entfernungen innerhalb der Stadt zu erhalten. Die Ortslage soll inner-
halb der zuvor beschriebenen Grenzen abgerundet werden. 
Die Niederung des Klützer Baches ist als stadtgestalterisches Element zu erhal-
ten. 

2. Allgemeines 

2.1 Anlass der Planung 

Die Stadt Klütz nimmt die Bebauungsabsichten eines privaten Bauherrn zum An-
lass, um ihre städtebaulichen Ziele zu verfolgen. 

Unmittelbar südlich angrenzend an das Sanierungsgebiet der Stadt Klütz hat die 
Stadt ursprünglich den Bebauungsplan Nr. 9 für das Gebiet „Am Steigstück" auf-
gestellt. Die Stadt Klütz hat die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 9 am 
30.10.2006 beschlossen und rechtskräftig bekannt gemacht. Der Geltungsbe-
reich ist in dem Gliederungspunkt 2.2 dieser Begründung dargestellt. Auf dem 
Geltungsbereich ist zusätzlich der Änderungsbereich für die Satzung über die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 abgebildet. 

Die Stadt Klütz stellte den Bebauungsplan Nr. 9 zur planungsrechtlichen Vorbe-
reitung und Regelung für einen Teilbereich in der Stadt Klütz auf. Eine Arrondie-
rung der vorhandenen Bebauung wurde vorbereitet. Mittlerweile ist der Bereich 
des Plangebietes erschlossen und realisiert worden. Dies ist auf dem eingefügten 
Luftbild dokumentiert. 
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Abb. 1: Luftbild im Betrachtungsbereich (Quelle: www.oaia-mv.de/peoportal-mv 2018) 

Die Bebauung wurde innerhalb des Bereiches der vorhandenen Bebauung inte-
griert und umgesetzt. 

Nunmehr ist die Nachverdichtung an dem vorhandenen Standort, der zum Sied-
lungskörper gehört, beabsichtigt. Dafür besteht die Absicht am Ulmenweg die 
Fläche planungsrechtlich vorzubereiten. Unter dem Gesichtspunkt des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden wird der Inanspruchnahme der innerorts 
gelegenen Fläche Bedeutung beigemessen. 

2.2 Abgrenzung des Plangeltungsbereiches 

Die Stadtvertretung der Stadt Klütz hat auf ihrer Sitzung am 17. Dezember 2018 
den Beschluss über die Aufstellung der Satzung über die 1. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 9 gefasst. 

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 
im Norden durch den Ulmenweg, 
im Osten durch private Grünflächen des Grundstücks Ulmenweg 7, 
im Süden durch rückwärtige Grundstücksflächen/Grünflächen des Grund-

 

stücks Schloßstraße 42, 
im Westen durch rückwärtige Bauflächen des Grundstücks Schloßstraße 38 
und 40. 

Die Geltungsbereichsgrenzen sind dem nachfolgenden Übersichtplan zu entneh-
men: 
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Abb. 2: Plangeltungsbereich, unmaßstäblich 

2.3 Kartengrundlage 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde auf einer amtlichen Liegenschaftskarte 
gefertigt. Die Planunterlage des Bebauungsplanes Nr. 9 wurde ursprünglich auf-
gestellt durch das Vermessungsbüro Dubbert, ÖBVI Dubbert, Gramkow. Die Kar-
tengrundlage wurde aktualisiert und ergänzt durch die Daten des Zweckverban-
des Grevesmühlen. 

2.4 Bestandteile des Bebauungsplanes 

Die Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz 
besteht aus: 

Teil A - Planzeichnung des Bebauungsplanes im Maßstab M 1 : 500 mit 
der Planzeichenerklärung und, 
Teil B - Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan, 
und örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anla-

 

gen, 
sowie der Verfahrensübersicht. 

Dem Bebauungsplan wird diese Begründung, in der Ziele, Zwecke und wesentli-
che Auswirkungen des Planes je nach Planungsstand dargelegt werden, beige-
fügt. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
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2.5 Rechtsgrundlagen 

Für die Aufstellung der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
9 der Stadt Klütz werden folgende Rechtsgrundlagen zugrunde gelegt: 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-ver-

 

ordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786), 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI.1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057), 

- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2015 (GVO BI. MV 2015, S. 344) zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228), 

- Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Juli 
2011 (GVO BI. M-V 2011 S. 777), 

- WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes in der Neufassung des Art. 
1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31. Juli 2009 (BGBl. 
I S. 2585) zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771), 

- LWaG Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 30. No-
vember 1992 (GVOBI. M-V S. 669), zuletzt mehrfach geändert durch Art. 7 
des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GOVBI. M-V S. 431,432), 

- VAwS Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen und über Fachbetriebe - Anlagenverordnung — vom 05. Oktober 1993 
(GVOBI. M-V S. 887), zuletzt geändert durch Art. 2 Änderungsverordnung 
(ÄndVO) vom 18. September 2017 (GVOBI. S. 254), 

- BNatSchG - Gesetz zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vom 29. Juli 2009 (BGBl. Teil I Nr. 51, S.2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S.2193), 

- NatSchAG M-V - Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfüh-
rung des Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungs-gesetz) vom 
23. Februar 2010 (GVOBI. M-V S. 66), zuletzt geändert durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383, 395). 

2.6 Wahl des Verfahrens für die Planaufstellung nach dem BauGB  

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleu-
nigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
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Die Stadt Klütz gelangt zur Einschätzung, dass die Anwendung des Verfahrens 
nach § 13a BauGB gerechtfertigt ist. 

Das Plangebiet gehört zum Siedlungskörper der Stadt Klütz und der Standort 
wird im Rahmen der Nachverdichtung innerhalb der Satzung über den Bebau-
ungsplan Nr. 9 der Stadt Klütz beplant. 

Der Bebauungsplan beinhaltet die Anpassung und Fortentwicklung des Hauptor-
tes Klütz der Stadtgemeinde Klütz im Rahmen der Nachverdichtung des bereits 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 9. 

Im vorliegenden Bebauungsplan ist eine maximal zulässige Grundfläche i.S. des 
§ 19 Abs. 2 BauNVO von insgesamt weniger als 20.000 m2  festgesetzt, so dass 
es sich um die Anwendung des Verfahrens nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 han-
delt. Bebauungspläne, der in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen 
Zusammenhang aufgestellt wird, sind nicht zu beachten. 
Die Stadtvertretung der Stadt Klütz hat in ihrer Sitzung am 17. Dezember 2018 
den Beschluss zur Aufstellung der Satzung über die 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz für das Gebiet „Am Steigstück" gefasst. 

Eine Vorprüfung des Einzelfalls (§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB) ist aufgrund 
der Größe der festgesetzten Grundfläche von weniger als 20.000 m2  nicht erfor-
derlich. 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden keine Vorhaben begründet, 
die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterlie-
gen. 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter bestehen nicht. 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird insbesondere der Versorgung der Be-
völkerung mit Wohnraum in angemessener Weise Rechnung getragen. 

Im Verfahren nach § 13a BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgese-
hen. Darauf wird im Rahmen der Bekanntmachung des Beteiligungsverfahrens 
hingewiesen. 

Der Nachweis der Anwendbarkeit des Verfahrens der Innenentwicklung wird 
nach den Kriterien, die für Umweltberichte gemäß § 2a BauGB in der Begrün-
dung zu berücksichtigen sind, zusammenfassend geführt: 

• Es ist das Ziel, eine erstmalige Inanspruchnahme von Fläche für Siedlungs-
zwecke weiter zu verringern. Bei den Flächen handelt es sich um einen Teil-
bereich der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 9. Es handelt sich um die 
Nachverdichtung des Bebauungsplanes mit einer Umwidmung von privaten 
Grünflächen in allgemeines Wohngebiet. Daher wird die Planung als Maß-
nahme der Innenentwicklung angesehen. 
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• Die Art der baulichen Nutzung wird als allgemeines Wohngebiet festgesetzt 
und berücksichtigt damit die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 9 
bzw. ergänzt diese Festsetzungen. 

• Der Plangeltungsbereich besitzt eine Gesamtfläche von ca. 0,075 (0,1) ha. 
Da die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungs-
verordnung kleiner als 20.000 m2  ist, muss gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
keine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 des 
BauGB genannten Kriterien vorgenommen werden. 

• Durch die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 wird die Zu-
lässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet. 

• Kumulierende Bebauungspläne der Innenentwicklung, die in einem engen 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang stehen, sind bei der 
Aufstellung der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 
der Stadt Klütz nicht zu beachten. 

• Insgesamt kann eingeschätzt werden, dass durch das Planvorhaben keine 
entscheidungserheblichen, negativen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. Ist bei der Betrachtung der relevanten Kriterien nicht davon auszuge-
hen, dass Beeinträchtigungen vorliegen, kann von der Erstellung einer Um-
weltprüfung abgesehen werden. 

• Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 
sind, gelten in den Fällen des § 13a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB als i.S. 
des § 1 a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zu-
lässig. Eine Ermittlung des Eingriffes und der erforderlichen Ausgleichsmaß-
nahmen im Rahmen einer Eingriffs- und Ausgleichsermittlung ist daher nicht 
erforderlich. 

• Eine Beeinträchtigung von den nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB 
genannten Schutzgütern ist nicht zu befürchten. Das Plangebiet des vorlie-
genden Bebauungsplanes liegt außerhalb der europäischen Schutzgebiete 
(Natura-2000). In der weiteren Umgebung befinden sich Natura-2000-Ge-
biete. Das FFH-Gebiet DE 2031-301 "Küste Klützer Winkel und Ufer von 
Dassower See und Trave" liegt nördlich an der Ostseeküste. Das FFH-Ge-
biet DE1934-302 "Wismarbucht" liegt nordöstlich an der Ostseeküste. Das 
FFH-Gebiet DE 2032-301 "Leonorenwald" liegt mehr als 4 km westlich von 
Klütz. Das EU-Vogelschutzgebiet SPA 1934-401 "Wismarbucht und Salz-
haff' befindet sich nördlich an der Ostseeküste. Aufgrund der geplanten Nut-
zung und der Entfernung zu den Schutzgebieten bestehen somit keine An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung von Erhaltungszielen/ Schutzzwecken 
von europäischen Natura 2000-Schutzgebieten. 

Im näheren Umfeld des vorliegenden Bebauungsplanes sind keine nationa-
len Schutzgebiete vorhanden. In der weiteren Umgebung befinden sich das 
Landschaftsschutzgebiet LSG "Leonorenwald" (mehr als 4 km westlich von 
Klütz) und das Flächennaturdenkmal "Hoikenstiert" (ca. 1,5 km südwestlich 
von Klütz). Aufgrund der geplanten Nutzung und der Entfernung zu den 

Planungsstand: Satzung 20. Mai 2019 9 



Begründung zur Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz für das Gebiet 
„Am Steigstück" zwischen Schloßstraße, Ulmenweg, Straße des Friedens, Uns Hüsing für den Bereich am 
Ulmenweg im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB  

Schutzgebieten bestehen keine Anhaltspunkte für deren Beeinträchtigung 
durch die vorliegende Planung. 

• Mit der geplanten Bebauung ist nur eine geringe Veränderung der verkehrli-
chen Frequentierung der näheren Umgebung gegenüber der jetzigen Situa-
tion verbunden. Auf Grund der geplanten Nutzung ist keine erhebliche Ver-
änderung der Wohnfunktion des Plangebietes und seiner Umgebung zu er-
warten. 

• Bei Einhaltung des ordnungsgemäßen Umganges mit Betriebsmitteln sind 
baubedingte Risiken des Menschen durch Grundwasserverunreinigungen 
etc. ausschließbar. Dazu gehören u.a. Vorkehrungen zum Schutz vor Grund-
wasserverunreinigungen in der Bauzeit. Relevante Emissionen sind durch 
das Vorhaben nicht zu erwarten. 

• Die Belange des § 44 Bundesnaturschutzgesetzes werden im Rahmen der 
artenschutzrechtlichen Ausführungen berücksichtigt. 

• Gemäß § 19 Naturschutzausführungsgesetz M-V geschützte Alleen und 
Baumreihen sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

• Nach gegenwärtigem Kenntnisstand ist innerhalb des Plangebietes ein Bau-

 

denkmal bekannt. Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plan-
gebiet keine Bodendenkmale bekannt. 

Aufgrund der Darlegungen gelangt die Stadt Klütz zu der Einschätzung, dass das 
Verfahren nach § 13a BauGB anwendbar ist. 

Von einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
sowie einer frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sieht die Stadt Klütz ab. Somit wurde bei 
der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 
bekannt gemacht, wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwe-
cke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten kann und 
dass sich die Öffentlichkeit innerhalb einer bestimmten Frist zur Planung äußern 
kann. 

Weiterhin wird die Öffentlichkeit hinreichend am Aufstellungsverfahren durch öf-
fentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beteiligt. 

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange werden über die Planungsabsich-
ten unterrichtet und im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens gemäß § 4 Abs. 
2 BauGB beteiligt. 

3. Gründe für die Aufstellung des Bebauungsplanes  

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante Innenverdichtung 
gemäß Antrag des Privaten zu schaffen, ist die Aufstellung eines Bebauungspla-
nes notwendig. 
Die Stadt Klütz nimmt die Bebauungsabsichten eines privaten Bauherrn zum An-
lass, um ihre städtebaulichen Ziele im Rahmen der Bauleitplanung zu verfolgen. 
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Seitens der Stadt Klütz wird das planerische Ziel verfolgt, die Ortslage Klütz als 
Wohnstandort weiter zu festigen; deshalb wird der Anlass des privaten Antrag-
stellers genutzt, um den Bebauungsplan aufzustellen. 
Das planerische Konzept bzw. der Antrag berücksichtigt die derzeitige Bestands-

situation in der Umgebung. Die Fläche liegt innerhalb des Siedlungskörpers der 
Stadt Klütz und mit der vorliegenden Bauleitplanung soll die Stadtentwicklung im 
Rahmen der Innenentwicklung mittels einer Nachverdichtung erfolgen. Es wird 
das Ziel verfolgt, die straßenbegleitende Bebauung am Ulmenweg zu ergänzen. 
Eine kleine Grünzäsur zwischen den bebauten Grundstücken, hier insbesondere 
zum Ulmenweg Nr. 7 soll erhalten bleiben. Die Planung ist eine städtebaulich 
gerechtfertigte Verdichtung und die Interessen des Grundstückseigentümers im 
Plangebiet können hinreichend begründet und mit den Zielen zur Stadtentwick-
lung (Sanierung) in Vereinbarung gebracht werden. Die städtebauliche Planung 
ist geeignet, den betroffenen Bereich nach Maßgabe des § 1 Abs. 5 und Abs. 6 
BauGB städtebaulich zu ergänzen. Die Ausgestaltung und die konkrete Form der 
Durchführung der Planung sind eine sinnvolle Ergänzung des Stadtbereiches 
und dienen der Erhaltung des Denkmals (Systematischer Praxiskommentar 
BauGB/BauNVO, Rixner/Biedermann/Steger, § 1 Rn. 20). 

4. Einordnung in übergeordnete und örtliche Planungen  

4.1 Landesraumentwicklungsprogramm 

Der Planung liegt das Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vor-
pommern (LEP) vom 27.05.2016, Bekanntmachung im GOVBI. M-V Nr. 11 vom 
8. Juni 2016 zugrunde. Die Vereinbarung mit diesem Programm kann erreicht 
werden. Untersetzend gilt das RREP Westmecklenburg. 

4.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm 

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm enthält gemäß § 5 LPIG M-V die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung. 

Aus dem Regionalen Raumentwicklungsprogrammn ist in Bezug auf die vorlie-
gende Bauleitplanung zu entnehmen: 

Das Gebiet der Stadt Klütz liegt: 
- innerhalb des Vorbehaltsgebietes Tourismus als Tourismusschwerpunkt-

raum, 
innerhalb des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft, 
mit Flächen entlang der Wohlenberger Wiek innerhalb eines Vorbehalts-
gebietes für Naturschutz und Landschaftspflege, 
mit südwestlichen Flächen im Vorbehaltsgebiet Trinkwassersicherung, 
mit südwestlichen Teilen der Stadt Klütz im Vorranggebiet Trinkwassersi-
cherung, 
mit Flächen im Westen des Gebietes der Stadtgemeinde im Vorbehalts-
gebiet Waldmehrung. 

Die Stadt Klütz ist als Grundzentrum dargestellt. 

Die Stadt Klütz sieht in der Ansiedlung von Wohnen die Schaffung eines at-
traktiven Wohnstandortes innerhalb des Stadtgebietes. Die Gemeinde sieht 
hiermit eine Stärkung ihrer Funktion als Grundzentrum. 
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Die Stadt Klütz geht davon aus, dass die vorliegende Planung den Programms-
ätzen der Siedlungsentwicklung unter 4.1 RREP WM sowie den Programmsät-
zen unter 4.1 (Siedlungsentwicklung) und 4.2 (Wohnbauflächenentwicklung) LEP 
entspricht. 

4.3 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Klütz sind die Flächen des Plan-
gebietes als reines Wohngebiet gemäß § 1 Abs. 2 BauNVO dargestellt. Benach-
barte Bereiche westlich der Schloßstraße werden im Flächennutzungsplan als 
allgemeine Wohngebiete nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO dargestellt. Mit der Sat-
zung über den Bebauungsplan Nr. 9 wurden allgemeine Wohngebiete festge-
setzt. Unter Berücksichtigung der Nutzungsstruktur wird auch der Bereich der 
Satzung über die 1. Änderung als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die vor-
handene Art der baulichen Nutzung entspricht in der Umgebung dem allgemei-
nen Wohngebiet. Im Zuge einer künftigen Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Klütz soll eine Anpassung entsprechend den Zielen des Bebauungs-
planes Nr. 9 und der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 
erfolgen. 

4.4 Schutzgebiete-Schutzobjekte 

Das Plangebiet des vorliegenden B-Planes liegt außerhalb internationaler 
Schutzgebiete. 

Das Plangebiet des vorliegenden B-Planes liegt außerhalb der europäischen 
Schutzgebiete (Natura-2000). In der weiteren Umgebung befinden sich folgende 
Natura-2000-Gebiete: 
- FFH-Gebiet DE 2031-301 "Küste Klützer Winkel und Ufer von Dassower See 
und Trave": nördlich an der Ostseeküste 
-FFH-Gebiet DE1934-302 "Wismarbucht": nordöstlich an der Ostseeküste 
- FFH-Gebiet DE 2032-301 "Leonorenwald": mehr als 3,5 km westlich 
-EU-Vogelschutzgebiet SPA 1934-401 "Wismarbucht und Salzhaff': nördlich an 
der Ostseeküste. 

Das Plangebiet des vorliegenden B-Planes liegt außerhalb nationaler Schutzge-
biete. Auch in der näheren Umgebung befinden sich keine nationalen Schutzge-
biete. 
In der weiteren Umgebung befinden sich: 
- LSG "Leonorenwald": mehr als 3,5 km westlich, 
- Flächennaturdenkmal "Hoikenstiert" (Eichen-, Eschen-, Ahorn- und Hasel-
mischwald mit ausgeprägten Einzelbäumen, Vorkommen geschützter Pflanzen): 
ca. 1,5 km südwestlich von Klütz. 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone lila (Wasserschutzzone, 
Nr.: MV_WSG_2032_09). Die "Wasserschutzgebietsverordnung Klütz" WSGVO 
Klütz vom 21. August 2009 ist zu berücksichtigen. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass im Plangebiet 
keine gesetzlich geschützten Biotope gemäß § 20 NatSchAG M-V vom Vorhaben 
berührt sind. 
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4.5 Sanierungssatzung der Stadt Klütz 

Das Plangebiet zur Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 
befindet sich unmittelbar im südlichen Anschluss an das förmlich festgelegte Sa-
nierungsgebiet der Stadt Klütz "Ortskern". Das städtebauliche Konzept, welches 
den Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes zu Grunde liegt, ist mit 
der Sanierungssatzung für das angrenzende Sanierungsgebiet durch die stra-
ßenbegleitende Bebauung vereinbar. 

5. Städtebauliche Bestandsaufnahme 

5.1 Bestand 

Innerhalb des Plangebietes 
Das Plangebiet liegt innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz und 
innerhalb des Siedlungskörpers der Stadt Klütz und befindet sich unmittelbar 
südlich des Ulmenweges. Der Plangeltungsbereich umfasst Grundstücksflächen 
südlich des Ulmenweges zwischen den Grundstücken Schloßstraße 38 im West-
ten und Ulmenweg 7 im Osten. Es handelt sich um Gartenflächen. Das Grund-
stück ist über den Ulmenweg erschlossen. Das Gelände fällt von östlicher in 
westlicher Richtung ab. Die festgesetzten Höhen auf den benachbarten Grund-
stücken betragen als Bezugspunkt 13,5 m im Osten und 11,0 m im Westen. Auf 
dem Grundstück ist derzeit eine gärtnerische Nutzung vorhanden. Bebauung für 
gärtnerische Nutzung ist ebenso vorhanden. Ansonsten ist das Gelände mit Ra-
sen bewachsen. 

Außerhalb des Plangebietes 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Ortslage von Klütz. Angrenzend be-
finden sich bebaute Grundstücke als eingeschossige Gebäude mit einem ausge-
bauten Dachgeschoss. Zumeist weisen die Gebäude aufgrund ihrer Entste-
hungszeit höhere Sockelgeschosse (Kellergeschosse) auf. 

5.2 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der Ortslage der Stadt Klütz. Für die 
planungsrechtliche Vorbereitung ist der bisher rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 
9 zu ändern. Innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 9 sind für den 
Änderungsbereich bisher nicht überbaubare Grundstücksflächen des allgemei-
nen Wohngebietes und Grünflächen mit der Zweckbestimmung „private Grünflä-
che/Obstwiese" festgesetzt. 

6. Planungsziele und städtebauliches Konzept 

Das Planungsziel besteht in der ergänzenden Bebauung entlang des Ulmenwe-
ges. Die straßenbegleitende Bebauung soll fortgeführt und ergänzt werden. Die 
Errichtung eines Gebäudes ist straßenparallel vorgesehen. Die Ausnutzungs-
kennziffern orientieren sich an den Festsetzungen der Bebauung in der Umge-
bung. Wie für die ursprünglich beabsichtigte Neubebauung in den Gebieten WA1 
bis WA2 sind die maximalen Traufhöhen mit 4,00 m und die maximalen Firsthö-
hen mit 9,00 m vorgesehen. Damit wird auch die Umgebungsbebauung entspre-
chend berücksichtigt. Die Errichtung des Gebäudes ist eine Ergänzung der stra-
ßenbegleitenden Bebauung. Hinsichtlich der Höhenlage wird eine Höhe, die zwi-
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schen den benachbarten Grundstückshöhen vermittelt, vorgesehen. Der Bezugs-
punkt für die Höhenlage wird mit 12,00 m (Bezugssystem HN76) wie bei der Ur-
sprungsplanung des Bebauungsplanes) festgesetzt. Damit wird zwischen den 
unterschiedlichen Gebäudehöhen im Bereich vermittelt. 

Die Stadt Klütz hatte sich im Stellungnahmeverfahren auch damit zu beschäfti-
gen, ob noch eine weitere Nachverdichtung innerhalb des Plangebietes auf den 
unmittelbar östlich verbleibenden Grünflächen mit der Zweckbestimmung priva-
tes Gartenland möglich ist. Es ging hier maßgeblich um eine ergänzende Bebau-
ung für das östlich durch Grünflächen getrennt liegende angrenzende Bebau-
ungsgrundstück am Ulmenweg. Es ist konkrete Absicht der Stadt Klütz, diesen 
Grünbereich zu belassen und den Grundstücken im Rahmen der Nutzung als 
Gartenland weiterhin zur Verfügung zu stellen. Es soll eine Grünfläche hier ver-
bleiben. Die betroffenen Grundstückseigentümer sind jeweils zu gleichen Teilen 
von der Festsetzung der Grünfläche betroffen. Es ist nur die Bebauung innerhalb 
der festgesetzten Flächen des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 vorgesehen. Zwischen dem Gebiet WA6 neu und dem Gebiet 
WA5 verbleibt noch eine Grünfläche, die zu gleichen Teilen den Grundstücksei-
gentümern gehört. 

7. Inhalt des Bebauungsplanes 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Im Plangebiet werden die Flächen für das allgemeine Wohngebiet vergrößert. Es 
werden anstelle von Grünflächen, private Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
Gartenland, allgemeine Wohngebiete mit Baugrenzen für die überbaubaren 
Grundstücksflächen festgesetzt. Die Festsetzungen zur Art der Nutzung ändern 
sich nicht. Es sind weiterhin die nach § 4 Abs. 3 BauNVO Nr. 3 Verwaltungen, 
Nr. 4 Gartenbaubetriebe und Nr. 5 Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes und nicht zulässig. Es handelt sich hier um eine grundstücksbezogene 
Planung. Es ist kein städtebaulicher Gebietscharakter von der Änderung berührt. 
Deshalb werden auch keine Festsetzungen nach § 13a BauNVO in Bezug auf 
Ferienwohnungen getroffen. Unter Berücksichtigung der beabsichtigten Nutzung 
ist eine Wohnnutzung vorgesehen. 

Bei der Aufstellung der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 9 galt noch nicht 
die neue Baunutzungsverordnung. Unter Berücksichtigung und Anwendung der 
bis zum 4. Mai 2017 geltenden Baunutzungsverordnung waren Ferienwohnun-
gen innerhalb von allgemeinen Wohngebieten grundsätzlich ausgeschlossen. Mit 
der Änderung der Baunutzungsverordnung zum 04.05.2017 wurde ein Paragraph 
für Ferienwohnungen, § 13a BauNVO Ferienwohnungen, aufgenommen. Da-
nach sind diese ausnahmsweise zulässig, der Gebietscharakter des allgemeinen 
Wohngebietes ist entsprechend zu sichern. Aufgrund der Antragstellung besteht 
die Absicht in der Vorbereitung einer Wohnnutzung im Sinne des allgemeinen 
Wohnens. Auf eine Änderung der Ursprungsfestsetzung, die lediglich den Aus-

schluss von Verwaltungen, Gartenbaubetrieben und Tankstellen im Spektrum 
des allgemeinen Wohngebietes betrachtet, wird verzichtet. 
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7.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 19 BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird für das Plangebiet durch die Festsetzung 
der maximal zulässigen Grundflächenzahl (GRZ), 
die Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, 
der maximal zulässigen Traufhöhe (THmax), 

- der maximal zulässigen Firsthöhe (FHmax), 

bestimmt. 
Die entsprechenden Festsetzungen sind gemäß der Nutzungsschablone auf der 
Planzeichnung bzw. gemäß der textlichen Festsetzungen Bestandteil des Bebau-

 

ungsplanes. 

Die Festsetzung der maximal zulässigen Grundflächenzahl erfolgt unter Berück-
sichtigung des städtebaulichen Konzeptes. Die maximal zulässige Grundflächen-
zahl darf entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO um bis zu 50 % durch die aufge-
führten Anlagen überschritten werden. 
Die Trauf- und Firsthöhen entsprechen den Vorgaben der bereits rechtskräftigen 
Satzung über den Bebauungsplan Nr. 9. 

7.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

Die überbaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen im Plangebiet 
festgesetzt. Durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche wird die 
Fläche für die Hauptnutzung festgelegt. Damit wird Einfluss auf die städtebauli-
che Gestaltung des Plangebietes genommen und die straßenbegleitende Bebau-
ung gesichert. 

Im Plangebiet gilt die offene Bauweise. In der offenen Bauweise sind die Ge-
bäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. Der Mindestgrenzabstand rich-
tet sich nach den Vorschriften der Landesbauordnung M-V. Die in der offenen 
Bauweise einzuhaltende Gebäudelänge von 50 m wird ohnehin durch die Bau-
grenzen unterschritten. 

Hinsichtlich der Gebäudestellung wird von einer straßenparallelen Firstrichtung 
ausgegangen. Im Bereich des Ulmenweges sind die Gebäude in unterschiedli-
chen Gebäudestellungen vorhanden; trauf- und giebelständig. Damit werden die 
vorhandenen städtebaulichen Strukturen in der Umgebung beachtet. 

7.4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 21a BauGB) 

Garagen, offene und überdachte Stellplätze und Nebenanlagen sind auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Garagen, offene und über-
dachte Stellplätze und Nebenanlagen müssen hinter der straßenseitigen Gebäu-
defront zurückbleiben. 

Die bisherige Festsetzung wird aufrechterhalten. Es ist das Ziel, Vorgartenberei-
che entsprechend zu sichern. 
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7.5 Verkehrsflächen 

Innerhalb der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 werden 
keine Verkehrsflächen festgesetzt. Der Bereich der 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 9 berücksichtigt ausschließlich allgemeine Wohngebiete, die im Nor-
den an den Ulmenweg anschließen. Der Ulmenweg ist in der rechtskräftigen Sat-
zung über den Bebauungsplan Nr. 9 als Verkehrsfläche festgesetzt. Die Anbin-
dung des Grundstücks an die öffentliche Straße ist somit gegeben. Der Verkehrs-
raum bzw. die Verkehrsfläche gemäß Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 9 
wird nicht geändert. 

7.6 Grünordnerische Festsetzungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
Innerhalb der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 werden 
aus der Ursprungssatzung die Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern und Bindungen für deren Erhaltung entsprechend übernommen. Auf 
die ursprünglichen Festsetzungen für Bindungen von Bepflanzungen wird ver-
zichtet. In der Ursprungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 9 sind keine Fest-
setzungen für Bindungen für den Bereich der Änderung enthalten. Auf Festset-
zungen für Grünflächen wird verzichtet. Diese Festsetzungen sind entbehrlich, 
weil innerhalb des Geltungsbereiches der Satzung über die 1. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 9 ausschließlich allgemeine Wohngebiete festgesetzt wer-
den. 

7.7 Sonstige Planzeichen 

In der Planzeichnung zur Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 9 wird der Geltungsbereich der Änderung entsprechend umgrenzt. Aus der 
Ursprungssatzung ist im naheliegenden Bereich der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 ersichtlich und entsprechend dargestellt. 

7.8 Höhenlage 

(§ 9 Abs. 3 BauGB) 
Für das festgesetzte allgemeine Wohngebiet gilt als unterer Bezugspunkt der in 
der Planzeichnung konkret festgesetzte Höhenbezugspunkt in dem jeweiligen 
Baufenster. 
Als unterer Bezugspunkt bei Höhenangaben wird für das Grundstück die Höhe 
von 12,00 m (Bezugssystem HN 76) festgesetzt. 
Mit den Festsetzungen zur Höhenlage wird für den zukünftigen Bauherren eine 
klare Festsetzung getroffen. Die Festsetzungsvorgabe des Bebauungsplanes 
orientiert sich an den ursprünglichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 
9. Zwischen den benachbarten Grundstücken wird hinsichtlich der Höhenlage 
gemittelt. Der Höhenbezugspunkt ist in der Planzeichnung konkret festgesetzt. 
Auf den unmittelbar östlich angrenzenden bebaubaren Flächen ist eine Höhen-
lage von 13,50 m über HN und im westlichen Bereich von 11,00 m über HN fest-
gesetzt. Auf dem betroffenen Grundstück wird mit der festgesetzten Höhe von 
12,00 m im Bezugssystem HN zwischen diesen Grundstücken vermittelt. Damit 
wird der örtliche Charakter entsprechend beachtet und berücksichtigt. 
Die konstruktive Sockelhöhe darf eine Höhe von 0,30 m über dem Bezugspunkt 
nicht überschreiten. 
Die Traufhöhe ist gleich der Höhenlage der äußeren Schnittkante der Außen-
wand mit der Dachaußenhaut. Die Firsthöhe bzw. der Firstpunkt ist gleich der 
Schnittfläche bzw. dem Schnittpunkt der Dachaußenhautflächen. 
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Ausnahmen von den Festsetzungen zur Höhenlage sind zulässig, wenn ihre Ein-
haltung zu einer unzumutbaren Härte führen würde. Die Ausnahme von der Hö-
henfestsetzung darf jedoch nicht zu einer Verletzung der städtebaulichen Grund-
züge der Planung führen. 

8. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Die baugestalterischen Festsetzungen zur äußeren Gestaltung baulicher Anla-
gen werden gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 Abs. 1 LBauO M-
V unter Beachtung der Ursprungsfestsetzung des Bebauungsplanes Nr. 9 getrof-
fen. Veränderungen an den Festsetzungen ergeben sich nicht. Die Festsetzun-
gen dienen der positiven Gestaltung des Ortsbildes. 

9. Klimaschutz 

Durch die Aufnahme des Klimaschutzes und der Energieeffizienz in die Zielvor-
gaben des Baugesetzbuches hat der Klimaschutz einen neuen Stellenwert er-
langt und wurde als städtebauliches Erfordernis anerkannt. Klimaschutzbezo-
gene Regelungen können somit von den Städten und Gemeinden getroffen wer-
den. 
Die verschiedenen Festsetzungsmöglichkeiten nach § 9 Abs. 1 BauGB sind für 
den Klimaschutz teilweise von Bedeutung, wie bspw. das Maß der baulichen Nut-
zung, Baukörperstellung, etc. 
Der vorliegende Bebauungsplan trifft keine zwingenden Festsetzungen zur Nut-
zung regenerativer Energien. Er schließt die Nutzung regenerativer Energien o-
der sonstige bauliche Maßnahmen zum Klimaschutz nicht aus oder erschwert 
diese. 
Insofern ist eine den Klimaschutzzielen entsprechende Nutzung und Bebauung 
möglich. 

10. Verkehrliche Erschließung 

Erreichbarkeit des Plangebietes 
Der Bereich der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 wird 
durch eine Anbindung über den Ulmenweg an die Schloßstraße verkehrlich an-
gebunden. Das von der Änderung berührte Grundstück liegt direkt an dem Ul-
menweg und wird über den Ulmenweg erschlossen. Stellplätze sind innerhalb 
des Plangebietes in ausreichender Anzahl auf dem eigenen Grundstück zu er-
richten. 

11. Ver- und Entsorgung 

Auf Grund der innerörtlichen Lage ist generell davon auszugehen, dass die öf-
fentliche Ver- und Entsorgung gewährleistet ist. 

11.1 Trinkwasser/ Schmutzwasser/ Niederschlagswasser 

Die Trinkwasserversorgung des Gebietes gewährleistet der Zweckverband Gre-
vesmühlen durch Anschluss an das bestehende Leitungsnetz. 
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Trinkwasserhausanschlüsse sind auf Antragstellung entsprechend dem Bedarf 
zu legen, soweit noch zusätzlich benötigt. Die Kosten sind vom Erschließer/ Vor-
habenträger zu tragen. 
Die Hausanschlüsse sind auf Kosten des Antragstellers/Bauherrn herzustellen. 

Die Abwasserbeseitigungspflicht obliegt der Stadt Klütz, welche diese Pflicht auf 
den Zweckverband Grevesmühlen übertragen hat. Damit hat der Zweckverband 
das im überplanten Gebiet anfallende häusliche Abwasser zu beseitigen. Das 
anfallende Schmutzwasser wird in der Ortslage Klütz zentral entsorgt. Die ent-
sprechenden Anschlussgestattungen sind zwischen dem Erschließer/ Vorhaben-
träger und dem Zweckverband zu vereinbaren, soweit noch nicht vorhanden. 
Grundstücksanschlüsse sind von beiden Straßen bereits vorhanden. Zusätzliche 
Anschlüsse sind kostenpflichtig (Antragsteller/ Bauherr) herzustellen. 

Das Niederschlagswasser wird in der Ortslage Klütz ebenfalls zentral abgeleitet. 
Es unterliegt hier grundsätzlich der Abwasserbeseitigungspflicht des beauftrag-
ten Zweckverbandes. 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone I Ila (Wasserschutzzone, 
Nr.: MV_WSG_2032_09). Die "Wasserschutzgebietsverordnung Klütz" WSGVO 
Klütz vom 21. August 2009 ist zu berücksichtigen. 
Abweichend von einer Ableitung wäre eine Versickerung des Niederschlagswas-
sers auf den mittleren Grundstücken nur bei entsprechendem Nachweis möglich. 
Die entsprechenden Genehmigungen wären zu beantragen. Dies ist im Rahmen 
der weiteren Planung und Vorbereitung zu beachten. Ein Antrag auf Befreiung 
vom Anschluss- und Benutzungszwang beim ZVG wäre zu stellen, sowie die 
wasserrechtliche Erlaubnis beim Landkreis NWM zu beantragen. Mit der Antrag-
stellung sind die Anlagen zur Regenwasserversickerung auf der Grundlage des 
Arbeitsblattes DWA-A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen 
Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser" zu be-
messen und nachzuweisen. Die gültigen Regeln der Technik sind bei der Her-
stellung zu beachten. 
Grundstücksanschlüsse für die Niederschlagswasserbeseitigung sind von bei-
den Straßen bereits vorhanden. Zusätzliche Anschlüsse sind kostenpflichtig (An-
tragsteller/ Bauherr) herzustellen. Der ZVG gibt Hinweise zur Ausführung der An-
schlüsse, insbesondere für die Anschlüsse der zentral gelegenen geplanten Be-
bauung. 
Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens wurde die Stadt Klütz auf Gefahren zur 
Verwendung von unbeschichteten kupfer-, zink- oder bleigedeckten Dachflächen 
hingewiesen. 
Die Stadt Klütz hat mit ihren gestalterischen Festsetzungen Metalldächer nicht 
ausgeschlossen. Deshalb sind hier entsprechende Hinweise enthalten. 
„Niederschlagsabflüsse von unbeschichteten Metalldächern aus Kuper, Zink o-
der Blei können Abschwemmungen der genannten Schwermetalle enthalten. Um 
Beeinträchtigungen der Gewässer weitgehend auszuschließen, ist vor einer Ver-
sickerung oder Einleitung in ein oberirdisches Gewässer eine geeignete Vorbe-
handlung erforderlich." (Quelle: Bayerisches Landesamt für Umwelt, 
www.lfu.bayern.de). 
Die Gemeinde geht von der Einhaltung der entsprechenden technischen Regeln 
beim Einbau von Metalldächern aus. Ein grundsätzlicher Ausschluss von Metall-
dachflächen wird nicht vorgenommen. 
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11.2 Brandschutz/ Löschwasser 

Die Feuerwehr erreicht das Baugrundstück über den Ulmenweg. 
Die Anforderungen an die Feuerwehrzufahrt sind gemäß den geltenden gesetz-
lichen Vorschriften einzuhalten. 
Der Löschwasserbedarf ist nach DVGW-W 405 zu dimensionieren. Hiernach ist 
die so ermittelte Löschwassermenge für die Dauer von mind. 2 Stunden zu si-
chern. 
Der Geltungsbereich liegt innerhalb der bebauten Ortslage Klütz und die Festset-
zungen wurden unter Würdigung des baulichen Bestandes, auch in der Umge-
bung getroffen. Somit geht die Stadt Klütz davon aus, dass die Löschwasserver-
sorgung auch für das Plangebiet gesichert ist. Es handelt sich um Flächen inner-
halb des Bebauungsplanes Nr. 9, für den die Überprüfung der Anforderungen an 
das Löschwasser bereits abschließend erfolgt ist. 
Die Löschwasserversorgung im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt 
Klütz für das Gebiet „Am Steigstück" zwischen Schloßstraße, Ulmenweg, Straße 
des Friedens, Uns Hüsing für den Bereich Ulmenweg ist gesichert. Es können 
mehr als 96 m3/h aus dem Trinkwasserversorgungssystem zur Verfügung gestellt 
werden (Schloßstraße 43; zusätzlich Ulmenweg 4). 

Aus Sicht der Stadt Klütz ist die Erreichbarkeit des Grundstücks über den Ulmen-
weg gesichert, Einbahnrichtung, so dass ausreichend Löschwasserbereitstellung 
oder die Bedienung durch Technik im Brandfall möglich ist. Der Zweckverband 
für Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung hat mitgeteilt im Rahmen des 
Beteiligungsverfahrens, das Löschwasser zur Verfügung steht und der Hydrant 
vertraglich gebunden ist. Die Baumaßnahme ist so auszuführen, dass der Lösch-
wasserbedarf entsprechend genügt. Bei der Ausgestaltung von baulichen Anla-
gen insbesondere des Daches und der Außenwand ist dies entsprechend zu be-
achten. Entsprechend kann es sein, dass nicht der Rahmen der möglichen ge-
stalterischen Festsetzungen zulässig ist. 
Die Stadt Klütz hat die Grundwasser für die Löschwasserbereitstellung sicherge-
stellt. Die bauliche Maßnahme hat sich wie bereits oben dargelegt den Anforde-
rungen des bereit zu stellenden Löschwassers zum Grundschutz anzupassen. 
Sofern sich aus der baulichen Gestaltung darüberhinausgehend Bedarf ergibt, 
wäre dieser durch den Bauherrn selbst abzudecken. 

11.3 Energie 

Die Stromversorgung soll durch die Anbindung an das örtlich vorhandene Ver-
sorgungsnetz der E.DIS AG sichergestellt werden. Der Anschluss an das Versor-
gungsnetz ist im Rahmen der weiterführenden Planung und Durchführung der 
Baumaßnahmen vom Erschließungsträger mit der E.DIS AG zu vereinbaren. 
Der Geltungsbereich betrifft Flächen des allgemeinen Wohngebietes. Öffentliche 
Verkehrsflächen sind nicht innerhalb des Geltungsbereiches vorhanden, sondern 
grenzen unmittelbar nördlich an. Die Abstimmung zu Anlagen der E.DIS AG ist 
im Rahmen der konkreten Detailplanung zu führen. 
Die Regelungen zur Bepflanzung der Leitungstrassen sind im Rahmen der wei-
teren Planung zu beachten. Die Planung von Pflanzmaßnahmen ist mit der E.DIS 
AG abzustimmen. 

Die Versorgung der Stadt Klütz gasseits erfolgt über die Hanse Werk AG. Der 
vorhandene Leitungsbestand ist in der Planzeichnung bereits dargestellt. Er be-
ruht auf den Vorgaben der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 9. Die Modali-
täten für den Anschluss und die Absicht zum Anschluss sind durch den Bauherrn 
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im Zuge des Bauantragsverfahrens entsprechend mit der Hanse Werk AG abzu-
stimmen. Die Regelungen zur Erhaltung von Bepflanzungen/Bebauung etc. im 
Zusammenhang mit Leitungstrassen sind im Rahmen der weiteren Planung und 
Vorbereitung der Vorhaben zu beachten. 

Die Leitungsbestände, die die E.DIS mitgeteilt hat, werden zu den Verfahrensun-
terlagen genommen. Nach Überprüfung des gereichten Leitungsbestandes kann 
die Stadt davon ausgehen, dass das Grundstück nicht unmittelbar berührt ist. Es 
wird jedoch der Hinweis auf die Nähe von Leitungen im Ulmenweg hier berück-
sichtigt. 
Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens hatte die E.DIS mitgeteilt, dass es für 
den weiteren Anschluss an das Versorgungsnetz eine umfangreiche Erweiterung 
der Stromverteilungsanlagen erforderlich macht. Im Rahmen der Abwägung hat 
sich die Stadt Klütz damit beschäftigt. Da es sich um eine Verdichtung einer vor-
handenen Situation handelt, wird davon ausgegangen, dass der Umfang zur Er-
weiterung der Stromverteilungsanlagen nicht wesentlich ist. Flächen im öffentli-
chen Raum stehen zur Verfügung. Die E.DIS wurde über das Abwägungsergeb-
nis entsprechend unterrichtet. 

Die Hanse Gas GmbH hat sich im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens betei-
ligt. Die Planunterlagen werden den Verfahrensunterlagen beigefügt. Die Pla-
nungsabsicht ist nicht davon berührt. In Bezug auf die Anforderungen an Bau-
maßnahmen werden durch die Hanse Gas GmbH Anforderungen formuliert zum 
Schutz der Leitungen, für die Anforderungen zum Verlegen von Leitungen, für 
Überdeckungen, für den Bestand, zu bauausführenden Firmen, zur Durchfüh-
rung von Maßnahmen... Es handelt sich hierbei um allgemeingültige Anforderun-
gen, die im Zuge des Bauantragsverfahren konkret abzustimmen sind. Anforde-
rungen an die Planfestsetzung ergeben sich dadurch nicht. 

11.4 Telekommunikation 

Die Stadt Klütz ist durch die Deutsche Telekom an das Telekommunikationsnetz 
angeschlossen. 
Das Versorgungsunternehmen ist rechtzeitig vor Beginn der Erschließungsarbei-
ten und vor der Errichtung baulicher Anlagen zu unterrichten, um die rechtzeitige 
Fernmeldeversorgung sicherzustellen. 

Die Anmeldemodalitäten bei der Telekom sind entsprechend im nachgelagerten 
Bauantrags- und Baugenehmigungsverfahren zu erfüllen. 

11.5 Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung obliegt dem damit beauftragten Entsorgungsunternehmen 
entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises Nordwestmecklenburg. Die Ab-
fallentsorgung erfolgt mit Nutzungsbeginn. Verantwortlich für die Anmeldung ist 
der nach Abfallsatzung dazu Verpflichtete, in der Regel der Grundstückseigentü-
mer. 
Die Abfallbehälter sind am Abfuhrtag auf dem Grundstück an der jeweils angren-
zenden öffentlichen Straße zur Abholung bereit zu stellen. 
Entsorgung von Abfällen der Baustelle: Alle Maßnahmen sind so vorzubereiten 
und durchzuführen, dass eine gemeinwohlverträgliche und geordnete Abfallent-
sorgung sichergestellt ist. Die geltenden gesetzlichen Anforderungen sind einzu-
halten. 
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12. Auswirkungen der Planung 

12.1 Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird das Ziel verfolgt, eine Wohnbebauung 
straßenbegleitend zuzulassen. Es handelt sich um eine Nachverdichtung des Be-
bauungsplanes Nr. 9. 

Ausgleichs- und Ersatzbelange sind nicht berührt (Bebauungsplan der Innenent-
wicklung gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB). 

Ohne die Aufstellung der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 9 wäre eine Bebauung unzulässig. 

Die Ver- und Entsorgung der Baugrundstücke (Trinkwasser/ Abwasser etc.) in-
nerhalb des Plangebietes ist auf Grund der innerörtlichen Lage und Beplanung 
als gesichert zu betrachten. 

Im Zusammenhang mit der Realisierung des Vorhabens wird die Rodung einer 
Fichte und die Rodung eines Ahorns am Ulmenweg erforderlich. Der Plan enthält 
hier die entsprechende Bilanzierung und Begründung. 
Im Zusammenhang mit artenschutzrechtlichen Anforderungen werden Festset-
zungen getroffen, die auf gesetzlicher Grundlage basieren. Somit können die Be-
lange des Artenschutzes gebührend beachtet werden. Die Anforderungen an den 
Artenschutz sind durch Hinweise entsprechend berücksichtigt. 
Im Vollzug der Planung sind Zugriffsverbote in Bezug auf den Artenschutz gemäß 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG auszuschließen. Dies erfolgt durch entsprechende Fest-
setzungen und Kenntnis zu dem anthropogen vorbelasteten Standort. 
Ergänzend sei hier noch eingefügt, dass die Ersteinrichtung von Flächen bewer-
tet wurde. Die Ersteinrichtung von Flächen für eine Bebauung ist von unterge-
ordneter Bedeutung. Es handelt sich bereits um anthropogen vorbelastete Flä-
chen. 
Bei der Vorbereitung der Fläche handelt es sich um eine anthropogen vorbelas-
tete Fläche, die entweder bereits bebaut ist oder von keiner vollständigen Vege-
tationsdecke im Siedlungsbereich bedeckt ist. Für das in Rede stehende Grund-
stück wird eine Gegenüberstellung der Flächenbilanzen vorgenommen. Danach 
ergibt sich für das Grundstück für die vorhandene Versiegelung eine Fläche von 
151 qm. Eine Neubauversiegelung von etwa 168 qm steht dem gegenüber. Somit 
ist die Flächeninanspruchnahme vergleichbar. Maßgeblich ist jedoch auch, dass 
keine Bodenzone vorhanden ist, die artenschutzrechtliche Belange berührt - im 
Rahmen der Vorgaben zu Verbotstatbeständen. 
Aus Sicht der Stadt Klütz ergibt sich für den konkreten Standort keine arten-
schutzrechtliche Relevanz bei Einhaltung der Anforderungen des Gesetzgebers 
zum Artenschutz. 

12.2 Artenschutz 

Aus artenschutzrechtlicher Sicht sind innerhalb des Siedlungskörpers aus Sicht 
der Stadt Klütz keine Belange berührt. Die allgemeinen Anforderungen an den 
Artenschutz und an die Rodungszeiten sind entsprechend zu beachten. 
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12.3 Baumschutz 

Naturräumlicher Bestand  
Das Plangebiet befindet sich im Siedlungskern der Stadt Klütz. Nördlich wird der 
Geltungsbereich durch den Ulmenweg begrenzt. Östlich grenzt das Plangebiet 
an private Grünflächen des Grundstücks Ulmenweg 7, im Süden schließen sich 
rückwärtige Grundstücksflächen des Grundstücks Schloßstraße 40 und im Wes-
ten befinden sich rückwärtige Bauflächen der Grundstücke der Schloßstraße 38 
und 40. 
Das Plangebiet umfasst eine bereits anthropogen genutzte Fläche (Gartenflä-
che). Die außerhalb des Plangeltungsbereiches, auf dem Flurstück 50/2 befindli-
che, ehemalige alte Schmiede, wurde in den vergangenen Jahren abgerissen 
und die Fläche entsiegelt. Das Flurstück Nr. 50/3 der Flur 4, der Gemarkung Klütz 
wird vom Eigentümer des Flurstücks 51 der Flur 4, der Gemarkung Klütz gärtne-
risch genutzt. Aufgrund dieser Nutzung wird die überplante Fläche als Hausgar-
ten bewertet. Am südwestlichen Rand des Plangeltungsbereiches befindet sich 
eine Fichte und am nördlichen Geltungsbereich steht ein dreistämmiger Ahorn. 

Ausgleichs- und Ersatzbelange  
Im Rahmen der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 sollen 
die planungsrechtlichen Vorbereitungen und Regelungen für einen Teilbereich in 
der Stadt Klütz geschaffen werden. Das Planungsziel besteht in der ergänzenden 
Bebauung entlang des Ulmenweges. Mit dem bereits erfolgten Abbruch der alten 
Schmiede und der geplanten Bebauung soll weiterhin eine Aufwertung des Orts-
bildes erreicht werden. Mit der Wiedernutzbarmachung des Grundstückes wird 
dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden entsprochen. 

Die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz er-
folgt als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB. Nach 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB sind flächenhafte Eingriffe in den 
Naturhaushalt zulässig und müssen nicht ermittelt werden. 

Mit der Umsetzung der Planungsziele kommt es zu Eingriffen in den vorhande-
nen Baumbestand im südwestlichen und nördlichen Bereich des Plangebietes. 

Die Stadt Klütz besitzt eine Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt 
Klütz vom 29.01.2002 (Baumschutzsatzung). Daher beurteilt sich der Schutzsta-
tus der Bäume nach dem § 18 Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG) M-V 
bzw. nach der Baumschutzsatzung. 

Gemäß § 18 NatSchAG M-V sind Bäume ab einem Stammumfang von 100 cm, 
gemessen in 1,30 m Höhe über dem Erdboden, gesetzlich geschützt. Ausge-
schlossen von dem Schutz sind u.a. Hausgärten, mit Ausnahme von Eichen, Ul-
men, Platanen, Linden und Buchen (vgl. § 18 Abs. 1 NatSchAG M-V). Gemäß § 
18 NatSchAG M-V Abs. 2 sind „[...] die Beseitigung geschützter Bäume sowie 
alle Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Beein-
trächtigung bzw. nachteiligen Veränderung führen können, [...] verboten." Ge-
mäß § 18 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 NatSchAG M-V hat die untere Naturschutzbehörde 
von den Verboten Ausnahmen zuzulassen, „wenn ein nach öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften zulässiges Vorhaben sonst nicht oder nur unter unzumutbaren Be-
schränkungen verwirklicht werden kann", „von dem Baum Gefahren oder unzu-
mutbare Nachteile ausgehen, die nicht auf andere Weise mit zumutbaren Auf-
wand beseitigt werden können" oder „wenn Bäume im Interesse der Erhaltung 
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und Entwicklung anderer gesetzlich geschützter Bäume entfernt werden müs-

sen. 
Der Verursacher ist dabei verpflichtet, die unvermeidbaren Beeinträchtigungen 
durch Neupflanzungen auszugleichen bzw. Ersatz in Geld zu leisten. 

Gemäß § 3 der Baumschutzsatzung der Stadt Klütz sind „Einzelbäume mit einem 
Stammumfang von mindestens 40 cm" und „mehrstämmig ausgebildete Gehölze 
[...], wenn wenigstens zwei Stämme jeweils einen Stammumfang von mindes-
tens 30 cm aufweisen" geschützt. „Der Stammumfang ist in einer Höhe von 
100 cm über dem Erdboden zu messen." 
Gemäß § 4 Abs. 1 der Baumschutzsatzung ist es verboten „Bäume ohne Geneh-
migung zu entfernen, zu zerstören, zu beschädigen oder ihre Gestalt wesentlich 
zu verändern [...]". 
Gemäß § 5 Abs. 1 und 2 der Baumschutzsatzung können Ausnahmen von den 
Verboten des § 4 der Baumschutzsatzung genehmigt werden und im Einzelfall 
Befreiungen von den Verboten des § 4 der Baumschutzsatzung erteilt werden". 

Die Auswirkungen auf den Baumbestand werden einzelfallbezogen auf der 
Grundlage des Baumschutzkompensationserlasses, Verwaltungsvorschrift des 
Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz M-V vom 
15.10.2007 (Baumschutzkompensationserlass) sowie nach der Satzung zum 
Schutz des Baumbestandes der Stadt Klütz vom 29.01.2002 (Baumschutzsat-
zung) bewertet und kompensiert. 

Die Eingriffe in den Baumbestand werden nachfolgend ermittelt und entspre-
chende Maßnahmen getroffen. 

Baumbestand  
Innerhalb des Plangeltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 9 der Stadt Klütz befinden sich am südwestlichen Rand des Plangeltungsbe-
reiches eine Fichte und am nördlichen Geltungsbereich ein dreistämmiger Ahorn. 
Die Fichte und der Ahorn stellen gemäß § 18 NatSchAG M-V keine geschützten 
Bäume dar. Die Fichte und der Ahorn sind geschützte Bäume gemäß der Baum-
schutzsatzung der Stadt Klütz. 

Nachfolgend werden alle erforderlichen und ggf. notwendigen Eingriffe bilanziert, 
sodass bei Bedarf der entsprechende Rodungsantrag gestellt und auf die ermit-
telte Anzahl der zu leistenden Ausgleichspflanzungen bzw. Ersatzzahlungen zu-
rückgegriffen werden kann. 

Ermittlung des Kompensationsumfangs 
Die angegeben Daten zum Stammdurchmesser und Kronendurchmesser wurden 
dem Teilungsplan (im Maßstab 1:250) des Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. J.-
M. Dubbert, Altes Gutshaus 2, 23968 Gramkow, mit Stand vom 21.03.2019, ent-
nommen. Die Stammumfänge wurden mithilfe der Formel des Kreisumfanges 
(U = ird) errechnet. 
Der Ausgleich für die Rodung der Fichte und des dreistämmigen Ahorns wird 
entsprechend § 7 der Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Klütz 
vom 29.01.2002 (Baumschutzsatzung der Stadt Klütz) festgelegt. Gemäß § 7 
Abs. 2 der Baumschutzsatzung der Stadt Klütz sind Bäume mit einem Stamm-
umfang größer 60 cm im Verhältnis 1:1 auszugleichen. Für Bäume mit einem 
Stammumfang größer 120 cm sind in einem Verhältnis von 1:2 auszugleichen 

Planungsstand: Satzung 20. Mai 2019 23 



Tab. 1: Kompensationsbedarf für Rodungen 
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und Bäume mit einem Stammumfang größer 180 cm sind in einem Verhältnis von 
1:3 auszugleichen. 
Gemäß Abstimmung mit dem Amt Klützer Winkel, zuständig der Umweltbereich, 
vom 12.04.2019 ist bei mehrstämmigen Bäumen nur für den dicksten Stämmling 
ein Ausgleich zu erbringen. 

Somit ergibt sich für die Rodung der betroffenen Gehölze folgender Kompensa-
tionsbedarf. 

Für die Rodung der Fichte und des Ahorns besteht insgesamt ein Kompensati-
onsumfang von 4 Bäumen. 

Soweit Ausgleichspflanzungen nachweisbar aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen ganz oder teilweise nicht möglich sind, ist für den verbleibenden Kom-
pensationsumfang eine Ausgleichszahlung zu leisten (vgl. § 7 Abs. 5 Baum-
schutzsatzung der Stadt Klütz). „Die Höhe der Ausgleichsabgabe wird entspre-
chend der zu fordernden Ersatzpflanzung, zuzüglich einer Pflanzpauschale von 
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35 % des Erwerbspreises, ohne Umsatzsteuer festgesetzt" (vgl. § 7 Abs. 2 Baum-
schutzsatzung der Stadt Klütz). Die Ersatzzahlungen sind an die Stadt Klütz zu 
entrichten (vgl. § 7 Abs. 6 Baumschutzsatzung der Stadt Klütz). 

Demnach sind für die Rodung der Fichte und des Ahorns insgesamt 4 Aus-
gleichspflanzungen zu leisten. 

Zusammenfassung 
Für die Rodung des Ahorns besteht ein Kompensationsbedarf von einem Baum. 
Als Ausgleich für die Rodung der Fichte sind 3 Ausgleichspflanzungen umzuset-
zen. 

Als Ausgleich für die Einzelbäume sind heimische Bäume in der Qualität dreimal 
verschulte Hochstämme mit Stammumfängen von mindestens 14 - 16 cm, ge-
messen in 1 m Höhe über dem Erdboden, zu pflanzen. Gemäß § 7 Ab. 3 Baum-
schutzsatzung der Stadt Klütz sind „die Ersatzpflanzungen [...] innerhalb eines 
Zeitraumes von einem Jahr nach dem Zeitpunkt der Beseitigung vorzunehmen. 
Die Ersatzpflanzungen sind auf dem eigenen Grundstück zu pflanzen und der 
Stadt anzuzeigen." (vgl. § 7 Ab. 3 Baumschutzsatzung der Stadt Klütz). Eine drei-
jährige Entwicklungspflege inklusive bedarfsweiser Bewässerung, die das An-
wachsen der Bäume sichern soll, ist zu gewährleisten. Die Anpflanzungen sind 
durch geeignete Maßnahmen vor Wildverbiss zu schützen. Die Anpflanzungen 
sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang artengleich zu ersetzen. 

Die erforderlichen 4 Ausgleichspflanzungen sind außerhalb des Plangeltungsbe-
reiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 innerhalb des Stadtgebietes 
anzupflanzen. Die Anpflanzung ist durch den Grundstückseigentümer zu reali-
sieren. Für die 4 Ausgleichspflanzungen sind Baumarten gemäß Pflanzliste unter 
Punkt 13.11 zu verwenden. 

Die Sicherung der erforderlichen Ausgleichspflanzungen erfolgt im Zuge der 
Grundstücksregelung am Ulmenweg. Der Ersatz wird gesichert. 

Mit der Pflanzung der erforderlichen 4 Ausgleichspflanzungen für die Rodung der 
Fichte und des Ahorns außerhalb des Plangebietes der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 und innerhalb des Stadtgebietes ist der Eingriff in den Baum-
bestand vollständig kompensiert. Für die Rodung von 2 gemäß § 3 der Baum-
schutzsatzung der Stadt Klütz geschützten Bäumen ist gemäß Antrag und nach 
Vorlage der Genehmigung der Ausgleich zu pflanzen. 

13. Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

13.1 Verhalten bei auffälligen Bodenverfärbungen bzw. bei Funden 

Das Landesamt für Bodendenkmalpflege hat in seiner Stellungnahme zum Be-
bauungsplan Nr. 9 mitgeteilt, dass keine Bodendenkmale durch die Planung be-
rührt werden. Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfär-
bungen entdeckt werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die 
zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und 
die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Boden-
denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. 
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Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundei-
gentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Ver-
pflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 

13.2 Anzeige des Baubeginns bei Erdarbeiten 

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde und dem Lan-
desamt für Bodendenkmalpflege spätestens vier Wochen vor Termin schriftlich 
und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauf-
tragte des Landesamtes für Bodendenkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen 
sein können und eventuell auftretende Funde gemäß DSchG Mecklenburg-Vor-
pommern unverzüglich bergen und dokumentieren können. Dadurch werden Ver-
zögerungen der Baumaßnahmen vermieden. 

13.3 Verhalten bei unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens 

Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen keine Erkenntnisse über das Vorliegen 
von Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen im Sinne des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes vor. Im Plangebiet sind derzeit keine schädlichen Bodenveränderungen 
im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz bekannt. 
Es wird jedoch keine Gewähr für die Freiheit des Plangebietes von Altlasten oder 
schädlichen Bodenveränderungen übernommen. 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkun-
gen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen 
des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen kön-
nen, vermieden werden. 

13.4 Munitionsfunde 

Für das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 9 wurde seinerzeit durch den Muniti-
onsbergungsdienst mitgeteilt, dass keine Hinweise auf mögliche Kampfmittel vor-
liegen. Munitionsfunde sind grundsätzlich nicht auszuschließen. Konkrete und 
aktuelle Angaben über die Kampfmittel (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das 
Plangebiet sind gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesam-
tes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophen-
schutz M-V, Graf-York-Str. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersu-
chen wird rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen. 

13.5 Abfall und Kreislaufwirtschaft 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 
Baustellen als auch von den fertiggestellten Objekten eine vollständige und ge-
ordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises erfol-
gen kann. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen 
Entsorgung belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Abfälle (verunreinigter 
Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht verwertet werden können, sind durch einen 
zugelassenen Beförderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbe-
lastete Bauabfälle dürfen nicht auf Deponien abgelagert werden. Sie sind wieder 
zu verwerten. 
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13.6 Bodenschutz 

Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzge-
setzes genannten Personen sind verpflichtet, konkrete Anhaltspunkte dafür, dass 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast (erkennbar an unnatürlichen Ver-
färbungen bzw. Gerüchen oder Vorkommen von Abfällen, Flüssigkeiten u. ä.), 
unverzüglich der Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständi-
ger Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Bau-
grunduntersuchungen o. ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Unter-
grund zusätzlich auch für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung 
dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und Un-
tersuchungsstellen. 

13.7 Ver- und Entsorgungsleitungen 

Allgemeine Anforderungen an Leitungsbestände 
Die Belange der Ver- und Entsorgung sind innerhalb des Plangebietes hinrei-
chend zu berücksichtigen. Sowohl der vorhandene Leitungsbestand innerhalb 
und außerhalb des Plangebietes ist bei Ausführung von Bauarbeiten entspre-
chend zu berücksichtigen. Die Anforderungen der Ver- und Entsorger sind im 
Rahmen der technischen Planung sorgfältig abzuprüfen. Die im Planverfahren 
gereichten Leitungspläne von Ver- und Entsorgern werden der Begründung bei-
gefügt. 

Um einen sicheren Netzbetrieb und eine schnelle Störungsbeseitigung zu ge-
währleisten sind Leitungstrassen von Baumbepflanzungen freizuhalten. Im Rah-
men konkreter Planungen von Pflanzmaßnahmen im Bereich öffentlicher Flä-
chen ist eine Abstimmung mit der E.DIS AG durchzuführen. 

Hinweise zu Kabeln 
Die E.DIS AG hat mitgeteilt, dass zu den vorhandenen elektrischen Betriebsmit-
teln grundsätzlich Abstände nach DIN VDE0100 und DIN VDE0101einzuhalten 
sind. Vorhandene und in Betrieb befindliche Kabel dürfen weder freigelegt noch 
überbaut werden. Zur Gewährleistung der geforderten Mindesteingrabetiefen 
sind Abtragungen zu Oberflächen nicht zulässig. In Kabelnähe ist Handschach-
tung erforderlich. Bei Maßnahmen, die die Lage von Kabeln berühren können, 
sind die entsprechenden Abstimmungen zu führen. 

13.8 Trinkwasserschutzzone 

Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone IIIA der Wasserfas-
sung Klütz (Wasserschutzgebietsverordnung vom 21.08.2009). Die Schutzge-
bietsanforderungen der WSGVO Klütz sowie die festgesetzten Verbote und Nut-
zungsbeschränkungen sind zu beachten. 
Weiterhin wird auf die Einhaltung der Richtlinie für Trinkwasserschutzgebiete aus 
dem Regelwerk des DVGW (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches) ver-
wiesen. Es sind bei allen Baumaßnahmen Maßnahmen zum Schutz des Grund-
wassers zu beachten und durchzuführen. 
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13.9 Umgebungsbereich der Radarstation Elmenhorst 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Schutzbereiches für die Radarstation Elmen-
horst. Zur Erfüllung der lufthoheitlichen Aufgaben innerhalb des Gesamtsystems 
der Luftraumüberwachung ist ein Schutzbereich von 5.000 m Radius erforderlich. 

13.10 Artenschutzrechtliche Belange 

Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen 

Brutvögel 
Zum Schutz der einheimischen Brutvögel ist die Beseitigung von Gehölzen ge-
mäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb der Brutzeit im Zeitraum vom 
01. Oktober bis zum letzten Tag im Februar zulässig. Ausnahmen außerhalb der 
dieser Zeit sind nur zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis durch den Ver-
ursacher erbracht wird, dass die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 
Abs. 1 BNatSchG eingehalten werden. Der Nachweis, dass keine geschützten 
Tierarten vorkommen bzw. erheblich beeinträchtigt werden, ist dann durch den 
Verursacher der zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahme 
vorzulegen. 

Reptilien und Amphibien 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Gräben und Gruben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher 
eventuell hereingefallene Tiere (Amphibien, Reptilien usw.) aus den Gräben und 
Gruben zu entfernen sind. 

13.11 Ausgleichserfordernis für Rodungen 

Innerhalb des Plangeltungsbereiches wird zukünftig die Rodung von 2 Bäumen, 
die der Baumschutzsatzung der Stadt Klütz unterliegen erforderlich. Es handelt 
sich um eine Fichte und einen mehrstämmigen Ahorn. 
Die Eingriffe in Einzelbäume werden gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt 
Klütz (Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Klütz vom 29.01.2002) 
ermittelt und ein entsprechender Ausgleich wird festgesetzt. Demnach sind für 
die Rodung von 2 gemäß § 3 Baumschutzsatzung geschützten Einzelbäume 4 
Ausgleichspflanzungen erforderlich. 
Für die 4 Ausgleichspflanzungen sind heimische Bäume in der Qualität dreimal 
verschulte Hochstämme mit Stammumfängen von mindestens 14 - 16 cm, ge-
messen in 1 m Höhe über dem Erdboden, zu pflanzen. Eine dreijährige Entwick-
lungspflege inklusive bedarfsweiser Bewässerung, die das Anwachsen der 
Bäume sichern soll, ist zu gewährleisten. Die Anpflanzungen sind durch geeig-
nete Maßnahmen vor Wildverbiss zu schützen. Die Anpflanzungen sind dauer-
haft zu erhalten und bei Abgang artengleich zu ersetzen. 
Die erforderlichen Ausgleichspflanzungen (maximal 4) sind außerhalb des Plan-
geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 innerhalb des 
Stadtgebietes anzupflanzen. Die Anpflanzung ist durch den Grundstückseigen-
tümer zu realisieren. Für die 4 Ausgleichspflanzungen sind Baumarten gemäß 
Pflanzliste, die im Folgenden dargestellt ist zu verwenden. 

Für die Ausgleichspflanzungen für Baumrodungen sind ausschließlich Gehölze 
gemäß Pflanzliste zu verwenden: 
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Bäume: Feld-Ahorn (Acer campestre), 
Hainbuche (Carpinus betulus), 
Stiel-Eiche (Quercus robur), 
Stiel-Eiche (Quercus robur), 
Gemeine Esche (Fraxinus excelsior), 
Winter-Linde (Tilia cordata) in Arten und Sorten, 
Rot- Buche (Fagus sylvatica), 
Eberesche (Sorbus aucuparia), 
Vogel-Kirsche (Prunus avium), 
Wildapfel (Malus sylvestris). 

14. Flächennutzungen / Flächennachweis 

Der Geltungsbereich des Plangebietes beträgt ca. 0,075 ha. 
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TEIL 2 Ausfertigung 

1. Beschluss über die Begründung 

Die Begründling zur Sat3ung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 
wurde am . 701n  in der Sitzung der Stadtvertretung gebilligt. 

2. Arbeitsvermerke 

Aufgestellt in Abstimmung mit der Stadt Klütz durch das: 

Planungsbüro Mahnel 
Rudolf-Breitscheid-Straße 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 0 38 81 / 71 05 — 0 
Telefax 0 38 81 / 71 05 - 50 
mahnelepbm-mahnel.de  
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„Am Steigstück" zwischen Schloßstraße, Ulmenweg, Straße des Friedens, Uns Hüsing für den Bereich am 
Ulmenweg im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Teil 3 Anlagen 

Leitungsverläufe 
Im Planverfahren wurden Leitungsverläufe bekannt gegeben, die als Anlage beigefügt 
werden: 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
E.DIS Netz GmbH 
Hanse Gas GmbH 
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Begründung zur Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz für das Gebiet 
„Am Steigstück" zwischen Schloßstraße, Ulmenweg, Straße des Friedens, Uns Hüsing für den Bereich am 
Ulmenweg im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Deutsche Telekom Technik GmbH 
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ERLÄUTERUNGEN DER ZEICHEN UND ABKÜRZUNGEN IN DEN LAGE-
PLÄNEN DER TELEKOM DEUTSCHLAND GMBH 

 

 

Bearbeitet und I lerausgeg eben von dor Totokorn Deutschland Gmbl I Stand: 28.06.2017 

       

Kabelrohnrasse mit mindestens einem Rohr 
Kabeltrasse alle Kobel erdverlegt 
Kabeltrasse oberirdisch vorlogt 

Betriebsgebäude 

Kabelrohrverband aus 2 x 3 Kabelkanalrohren (KKR -Außendurchmesser l I 0 mm) 
Kabelschacht mit 2 Einstiegsöffnungen 
Kabelschacht mit 1 Einstiegsöffnung 

Kabelkanal aus Kabelkanalfoansteln (KW) mit 2 Zugöffnungen 

Abzweigkasten mit Erdkabel zum Abschlusspunkt des liniennetzes (APL) im Gebäude 1-•_ O 

Querschnittsbild der in einer hasse verlautenden Telekommunikationsanlage: 
•• OOOO40 hier: 2 Erdkabel und 4 Kunststoffrohre (Au1)endurchmessor 40 mm) 

—O—  .4 Übd 
O33 

• • - • -0 

• 

•  
OO j 

hier: 3 Belonformstelne und 1 Stahlhalbrohr doppelt mit einer überdeckung von 0,4a n 

Rohr Unterbrechungsstelle 

Im Erdreich verbliebener Teil eines aufgegebenen Kabelschachtes mit nicht im Betrieb 
befindlichen vorhandenen Erdkabel und aufgegebener vorhandener Verbindungsstelle 

Mit Halbrohren bzw. Schraubklerninlitting überbrückte Role-Unterbrechungsstelle 

Abzweigkasten/ Unterflurbehaltet mit unbelegter Kabelkanal Hauszuführung 

Kabelschacht, verschlossen / Kabelschacht, verschlossen und elektronisch geschützt 

Kabelverzwelger/ GTNetzveneiler/ Einspeisepunki 230VAC / Abgesetzte EVsGruppe 

Rohrende. Beginn der Erdkabolverlegung 

Abzweigmulle mit Erdkabel zum Telefonhäuschen, -zolle, •haube, TelestatIon 

Unmittelbar im Fidreich ausgelegtes lelekorn-Kabel; abgedeckt 
• mit Mauerziegel oder Abdeckplatten, (kann auch doppelt abgedeckt sein) 

lull Kabelabdeckhauben 

zwei Kabel rillt lrassenwarnband 

2 Kabelschritziohie aus Kunststoll. Stall', verzinktem Stahl oder Beton; 
ab der Strichlinie In Pleilrichtung 0.5 nm lang 

Stand: 28.062017 Seite 4 vor) 6 
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Begründung zur Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz für das Gebiet 
„Am Steigstück" zwischen Schloßstraße, Ulmenweg, Straße des Friedens, Uns Hüsing für den Bereich am 
Ulmenweg im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Kabelmarke (aus Kunststoff) oder Kabelmerkstein (aus Beton) 

Kabelmarke mir elektronischem Markierer 

elektronischer Markierer ohne Kabelmarke (unterirdisch verlegt) 

O • • Kennzeichnung der Einmessachse durch eine Strichlinie, auf die alle Abstand-Maße 
-1 5 6 zum Kabelvorband 'Kabel Nr. 4 bis 6) bezogen sind. 

 
Hinweis auf Gefahrdung durch Fernspeisung, soweit der Grenzwert nach VDE 800, Teil 3 
überschritten wird und Ortsspeisung mit 230 V(AC)/ 00V(DC) 

SL Schirmleiter über Erdkabel 
e 

rreradar, Starkstromkabel / fremdes Tetekomkabel (+Text) 

• Rohrleitung für flüssige oder gasförmige Stoffe (Gas, Wasser, Erdöl, Fernheizung) 

Erder aus Kuplerseil / verzinktem Stahldraht als Oberflächenorder 

Oberflächenerder mit abschließendem 'fielenerder (Erdungsstab) 

Korrosionsschutzseinrichtung / Potentialmuss- oder -ahgleichpunkl in EVz-Säule 

Erdkabolmosspunkt 

geä 
über Stichkabel angeschlossene Wannerunuffe mit ZWR in direkter Nähe an einer Muffe / BK-
Verstärkergehäuse 

 

Ei 

Muffe mit über Stichkabel angeschlossener Wen nonmu rffe mit 7W(3 in >2m Fmterrain° zu einer 
VS 

Mast Beginn der Lultkabelverlegung 

Abschlusspunkt des Liniennetzes (APL) Kupfer 
Glasfaser-Abschlusspunkt (Gf-AP) 

Kabel mit Vorlegepflug eingepllügl 

Rohr mit Verlegepflug eingepflugt 

Rohr mit Spülbolvverfahren eingebracht 

Rohr mit Bodenverdrängung eingebracht 

Rohr/SNRV mit Mikrotrenching eingebracht 

Rohr/SNRV mit Mlnitrenching eingebracht 

Rohr/SNRV mit Malcrotrenching eingebracht 

Telekommunikationslinienbanlagen werden als Einstrichdarstellung im Lageplan dargestellt. Der tatsächliche 
Umfang der Anlage ist der Legende (Querschnittsdarstellung) zu entnehmen. 

Stand: 28.06.2017 Seite 5 von 6 
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E.DIS Netz GmbH 
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Hanse Gas GmbH 
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Begründung zur Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Stadt Klütz für das Gebiet 
„Am Steigstück" zwischen Schloßstraße, Ulmenweg, Straße des Friedens, Uns Hüsing für den Bereich am 
Ulmenweg im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

tze Hanse 
1 -4 Gas 

Merkblatt 
Schutz von Versorgungsanlagen bei 

Bauarbeiten 
Hinweise und Pflichten 

So lassen sich Schäden vermeiden 

Um Schäden an Versorgungsanlagen für Strom, Gas, W , Wärme und Kommunikation zu vermeiden, sind bei 

Bauarbeiten folgende Hinweise zu beachten: 

jeder Bauunterneluner hat bei Durchführung ihm übertragener Hoch• und Tiefbauarbeiten auf öffentlichem und privatem Grund 
mit dem Vorhandensein unterirdisch verlegter Versorgungsanlagen zu rechnen und seine Mitarbeiter und gegebenenfalls 
Subunternehmer entsprechend zu unterweisen und zu überwachen. 

Der Bauunternehmer Ist verpflichtet, 

rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten bei der HanseGas GmbH durch Anforderung von Leitungsplänen, sich Auskunft über die Lage 

der ins Arbeitsbereich befindlichen Versorgungsanlagen einzuholen sowie aus Sicherheitsgründen vor Beginn der Bauarbeiters die 

tatsächliche Lage und Überdeckung der Versorgungsanlagen durch Probeaufgrabungen festzustellen. Sollten skh Differenzen 

zwischen den Planunterlagen und der Örtlichkeit ergeben, ist die weitere Vorgehensweise mit der HanseGas GmbH abzustimmen. 

Lage der Versorgungsanlagen 

Die HanseGas GmbH betreibt Versorgungsanlagen sowohl auf öffentlichem als auch privatem Grund. Die Leitungen haben in der 
Regel folgende Überdeckung: 

Überdeckung der Leitungen 

0,40 - 0,80 m auf privatem Grund 
0,40 - 1,00 m auf öffentlichem Grund 

1,00 - 1,50 m bei W leitungen 
0,80 - 1,20 m bei Gasfernleitungen 
bis 1,20 m auf landwirtschaftlicher Nutzfläche 

In den Leitungen sind Einbauten vorhanden, die seitlich abzweigen und/oder über den Rohrscheitel hinaus zum Teil bis zur 

Geländeoberfläche reichen. Folgende Mindestabstände zu Leitungen und ihren Einbauten dürfen ohne Zustimmung von der 
HanseGas GmbH nkht unterschritten werden. Art und Umfang eventuell erforderlicher Schutzvorkehrungen sind rechtzeitig mit 
der HanseGas GmbH abzustimmen. 

Mindestabstände zu Leitungen und Ihren Einbauten 

Mir erdverlegte Versorgungsanlagen: 

0,10 m bei Kreuzungen 
0,20 m bei Parallelverlegungen 

Zwischen PE-Leitungen und Kabeln über 1 kV, sowie bei Gas-Hochdruck- sind die doppelten und bei Wärmeleitungen die dreifachen 
Mindestabstände einzuhalten. Gasfemleitungen sind in einem Schutzstreifen verlegt. Hier gelten noch größere Mindestabstände, die 

im Einzelfall mit der HanseGas GmbH abzustimmen sind 

Für Freileitungen: 

1,00 m bei Freileitungen bis 1 kV 
3,00 m bei Frellehungen von 1 kV bis 80 kV 
über 40 kV erfolgen die Angaben vom zuständigen Netzbetreiber 

• 
1/3 
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e2, Hanse 
Gas 

Merkblatt 

Schutz von Versorgungsanlagen bei 

Bauarbeiten 
Maßnahmen 

Schutz und Sicherheit gehen vor 

Einsatz von Baugeräten 

Baugeräte sind nur so einzusetzen, dass eine Gefährdung der Versorgungsanlagen ausgeschlossen ist und die Abstände zu 
Freileitungen eingehalten werden. In unmittelbarer Nähe von Leitungen darf Boden nur in Handschachtung ausgehoben werden. 

Leitungstrassen 

Leitungstrassen mit nicht tragfähigen Oberflächen dürfen erst nach deren Befestigung (z.B. durch Baggemmtratzen) mit 
Baufahrzeugen befahren werden. 

Ramm- und Bohrarbeiten 

Vor Beginn von Ramm- und Bohrarbeiten sind Leitungen durch Handschachtung freizulegen, zu schützen und zu sichern (auch gegen 
Schwingungen bei Vortrieb- und Ziehvorgängen). Mit der Rammung darf erst unterhalb der Rohrsohle begonnen werden. Im Bereich 
von Guss-, PVC- und Stahlmuffenleitungen sind Rammungen unzulässig. 

Freigelegte Versorgungsleitungen 

Freigelegte Versorgungsleitungen und ihre Einbauten sind fachgerecht gegen Beschädigung sowie Lageveränderung in Abstimmung 
mit der HanseGas GmbH zu sichern. Freigelegte Leitungen dürfen nkht betreten oder anderweitig belastet werden. Insbesondere bei 
Wärmeleitungen ist die Gefahr des Ausknkkens durch Wärmespannungen zu beachten. Durch Baugrubenverbau dürfen keine Kräfte 
auf die Rohre übertragen werden. 

Kathodischer Rohrschutz 

Um den kathodischen Rohrschutz von Leitungen nicht zu gefährden, dürfen keine elektrisch leitenden Verbindungen zu metallischen 
Gasrohrleitungen hergestellt werden. 

Wärmequellen 

Wärmequellen sind aus dem Bereich von Versorgungsanlagen fernzuhalten. 

Zugänglichkeit von Versorgungsanlagen 

Im Baustellenbereich befindliche Versorgungsanlagen (erkennbar durch Straßenkappen, Hinweisschilder u. ä.) müssen jederzeit 

zugänglich sein und bedienbar bleiben. Dies gilt auch bei Asphaltierungsarbeiten. 

über Versorgungsanlagen dürfen Baustelleneinrichtungen, Baumaterial, Bodenaushub und ähnliches nur nach vorheriger Zustimmung 
mit der HanseGas GmbH für einen begrenzten Zeitraum gelagert werden. Die Zustimmung wird bei PVC- und Gussleitungen nicht 
gegeben. Bei Erfordernis muss die Leitungstrasse sofort nach erster Aufforderung durch die HanseGas GmbH, vom Verursacher auf 

dessen Kosten geräumt werden. 

Überbauungen/Bepflanzungen 

jegliches überbauen von Leitungen einschließlich der Hausanschlussleitungen ist unzulässig. Auch die Herstellung vollständig 
geschlossener gasundurchlässiger Oberflächen bis an Gebäudeaußenwände ist nicht zulässig. Bei Baumpflanzungen im Bereich von 2,5 
rn sind Maßnahmen zum Schutz der Leitungen mit der HanseGas GmbH abzustimmen. 

Verfüllung der Baugrube und Verdichtung des Bodens 

Die Leitung muss mit einer Schichtdicke von mindestens 10 cm allseitig mit verdkhtungsfähigem, steinfreiem Boden umgeben sein. 
Die Rohrlage darf nicht verändert und die Umhüllung bzw. Wärmeisolierung nicht beschädigt werden. Der eingebrachte Boden ist bis 
zu 40 cm über Rohrscheitel von Hand zu verdichten. Erst darüber ist der Einsatz von maschinellem Gerät zulässig. 

2/3 
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#1O Hanse 
1-14 Gas 

Merkblatt 

Schutz von Versorgungsanlagen bei 

Bauarbeiten 
7 r warnband 
Trassenwamband muss ca. 40 cm über dem Scheitel der Leitung verlegt werden. Trassenwarnband für die jeweilige Leitungsart kann 

bei der HanseWerk GmbH angefordert werden. 

Gasströmungswächter 
In Hausanschlussleitungen werden in zunehmendem Umfang Gasströmungswächter eingebaut. 

Dadurch kann es selbst bei schweren Beschädigungen dazu kommen, dass nur ein geringer Gasaustritt festgestellt wird. 

Beachten Sie bei jeder Beschädigung die obigen Hinweise und informieren Sie uns sofort 

Vorgehensweise 

Was tun bei Schadensfällen/ 
Bei ausströmendem Gas besteht Brand• und Explosionsgefahr! 
Vorsicht bei Schäden an Biogasleltungen! 
Gase aus der biologischen Erzeugung können neben Methan auch Kohlenstoffdioxid und Schwefelwasserstoff enthalten. 
Kohlenstoffdioxid kann den Sauerstoff in der Atemluft ve►drängen, das Einatmen von Schwefelw ff gefährdet die 
Gesundheit. 
Brände nur in Absprache mit Feuerwehr und Netzbetreiber löschen. 
Im Netz erdeingebaute Armaturen werden nur vom Fachpersonal des Netzbetreibers bzw. in Absprache bedient. 

Bei Schäden sind sofort folgende Vorkehrungen zur Verminderung von Gefahren zu treffen: 
• Arbeiten im Bereich der Schadenstelle sofort einstellen 

• Gefahrenbereich räumen und weiträumig absichern 
• Zutritt unbefugter Personen verhindern 
• Erforderlichenfalls Polizei und/oder Feuerwehr benachrichtigen 
• Weitere Maßnahmen mit der HanseGas GmbH abstimmen 
• 0ne verantwortliche Person der bauausführenden Nnna muss bis zum Eintreffen der HanseGas GmbH an der Schadensstelle 

bleiben 

Bei ausströmendem Gas besteht akute Zündgefahr, deshalb außerdem: 
• Funkenbildung vermeiden 
• Nicht rauchen 
• Keine offenen Flammen gebrauchen 

• Keine elektrischen Antagen bedienen 
• Sofort alle Baumaschinen und Fahrzeugmotoren abstellen 
• Angrenzende Gebäude auf Gaseintritt prüfen. Falls Gas eingetreten ist, ist für ausreichende und gefahrlose Lüftung zu sorgen 
• Bei angrenzenden Gebäuden sind Fenster und Türen zu schließen, um einen Gaseintritt zu verhindern. Hierbei ist die 

Windrichtung zu beachten. 

Bei Schäden an Wärmeleitungen besteht durch ausströmendes Heizw Verbrilhungsgefahr. 

Informationspflicht 

Meldung bei Schadensfellen 

Jede Beschädigung von Versorgungsanlagen ist bei der HanseWerk AG sofort unter der folgenden Rufnummer mit genauer 
Angabe des Schadensortes und der Schadensart zu melden. 

Hier melden Sie den Schaden 

HanseGas GmbH Störungsannahme 

0385-589 75 075 
HanseGas GmbH 
Am Koppelberg 15 
17489 Greifswald 

3/3 

Planungsstand: Satzung 20. Mai 2019 39 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 12
	Page 13
	Page 14
	Page 15
	Page 16
	Page 17
	Page 18
	Page 19
	Page 20
	Page 21
	Page 22
	Page 23
	Page 24
	Page 25
	Page 26
	Page 27
	Page 28
	Page 29
	Page 30
	Page 31
	Page 32
	Page 33
	Page 34
	Page 35
	Page 36
	Page 37
	Page 38
	Page 39
	Page 40

